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Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 
Nr. 72/464/EWG, geändert durch die Richtlinie Nr. 74/318/EWG vom 
25. Juni 1974 und Nr. 75/786/EWG vom 18. Dezember 1975 über die 
anderen Verbrauchsteuern auf Tabakwaren als die Umsatzsteuer 
— Drucksache 7/4814 — 


A. Problem 

Um Fortschritte auf dem Weg zu einem gemeinsamen Zigaret- 
tenmarkt zu erzielen, ist als zweite Stufe der Harmonisierung 
eine deutliche Einengung des Rahmens für den spezifischen 
Steueranleil und die gleichzeitige Einbeziehung der Mehrwert- 
steuer in die Bemessungsgrundlage erforderlich. 


B. Lösung 

Der Richtlinienvorschlag sieht als zweite Stufe für die Struk- 
turharmonisierung der Zigarettensteuer vor, daß der Rahmen 
für den spezifischen Tabaksteueranteil mindestens 15 v. H. und 
höchstens 50 v. H. der Gesamtsteuerlast aus Tabaksteuer und 
Mehrwertsteuer beträgt. 

Der Ausschuß empfiehlt, von der Vorlage zustimmend Kennt- 
nis zu nehmen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Drucksache 7/5329 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Böhme (Freiburg) 


Die Vorlage — Drucksache 7/4814 — wurde dem 
Finanzausschuß mit Schreiben der Präsidentin des 
Deutschen Bundestages vom 12. März 1976 über- 
wiesen. Der Finanzausschuß hat über die Vorlage 
am 2. Juni 1976 beraten. 

Der Ausschuß teilt die Auffassung der Kommission, 
daß ein weiterer Schritt nicht ausreicht, um die 
volle Harmonisierung der Struktur der Zigaretten- 
steuer zu erreichen, weshalb zusätzlich zu der ersten 
Stufe eine zweite Harmonisierungsstufe erforderlich 
ist. 

Die von der Kommission für die zweite Stufe vor- 
gesehene deutliche Einengung des mengenabhängi- 
gen spezifischen Steueranteils und die gleichzeitige 
Einbeziehung der Mehrwertsteuer in die Bemes- 
sungsgrundlage sind nach Meinung des Ausschusses 
erforderlich, um die wünschenswerten Fortschritte 
bei der Schaffung eines gemeinsamen Zigaretten- 
marktes in der EG zu erzielen. Gegenüber der 
ersten Stufe soll die Mindestgrenze für den spezi- 


fischen Steueranteil von 5 v. H. auf 15 v. H. erhöht 
werden; die Höchstgrenze für diesen Anteil soll 
von 75 V. H. auf 50 v. H. gesenkt werden. Der Aus- 
schuß hält diese Vorschläge für ausgewogen; sie 
werden auch den Interessen jener Staaten gerecht, 
die — wie die Bundesrepublik — einen hohen spe- 
zifischen Steueranteil haben, weil anders als in der 
ersten Stufe nunmehr die Mehrwertsteuer in die 
Berechnungsgrundlage für das Verhältnis zwischen 
dem mengenabhängigen spezifischen und dem preis- 
abhängigen proportionalen Steueranteil einbezogen 
wird. Die Berücksichtigung der Mehrwertsteuer ist 
auch deshalb geboten, weil die erheblichen Unter- 
schiede bei den Mehrwertsteuersätzen anderenfalls 
unterschiedliche Auswirkungen der vorgesehenen 
Maßnahmen zur Folge hätten, wodurch das Ziel des 
zweiten Harmonisierungsschrittes teilweise verfehlt 
würde. 

Der Ausschuß hat die Vorlage einmütig zustimmend 
zur Kenntnis genommen. 


Bonn, den 8. Juni 1976 


Dr. Böhme (Freiburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von der Vorlage — Drucksache 7/4814 — zustimmend Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 8. Juni 1976 


Der Finanzausschuß 

Frau Funcke Dr. Böhme (Freiburg) 

Vorsitzende Berichterstatter 
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